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Leitsätze Der VEB Sekundärrohstofferfassung Halle
war kein Produktionsbetrieb der Industrie
oder des Bauwesens im Sinne des § 1
Abs. 1 der 2. DB zur AVItech.

Normenkette 2. DB zur VO-AVltech § 1
AAÜG § 1
AAÜG § 8

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 R 294/20
Datum 11.05.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 326/21
Datum 24.11.2021

3. Instanz

Datum -

Â 

I.Â  Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
11. Mai 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II.Â  AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III.Â  Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :
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Streitig ist die Verpflichtung der Beklagten, die Zeiten, in denen die KlÃ¤gerin beim
VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz, beschÃ¤ftigt war, als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G) anzuerkennen sowie die dabei
erzielten Entgelte festzustellen.

Die 1954 geborene KlÃ¤gerin stellte bei der Beklagten am 17.06.2019 Antrag auf
Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem
fÃ¼r Ingenieure der ehemaligen DDR i.S. der Anlage 1 des AAÃ�G und legte u.a.
folgende Nachweise vor:
* Zeugnis der Fachschule fÃ¼r Ã�konomie P vom 13.06.1979 Ã¼ber den
Fachschulabschluss in der Fachrichtung Sozialistische
Betriebswirtschaft/IngenieurÃ¶konomie und die Berechtigung, die
Berufsbezeichnung IngenieurÃ¶konom zu fÃ¼hren
* Gleichstellungsnachweis des Freistaats Sachsen vom 15.05.2001 mit der
Berechtigung, den Grad des Diplom-Wirtschaftsingenieur (Fachhochschule) zu
fÃ¼hren
* Ausweis fÃ¼r Arbeits- und Sozialversicherung, aus dem sich TÃ¤tigkeiten der
KlÃ¤gerin als Instrukteur und ab 01.02.1980 als stellvertretender Direktor bzw.
(Fach-)Direktor fÃ¼r den Volkseigenen Betrieb (VEB) â��Altstoffhandel Halleâ��
bzw. â��SekundÃ¤rrohstofferfassung Halleâ�� â�� jeweils mit Sitz in Zeitz- ergeben
* Das Statut des VE Kombinats SekundÃ¤rrohstofferfassung mit Sitz in Berlin
* Arbeitsvertrag vom 06.06.1988 Ã¼ber eine TÃ¤tigkeit als Mitarbeiter
Aufbereitung, stellvertretender Abteilungsleiter
* Ã�nderungsvertrag vom 02.04.1990 mit Ã�bernahme der Aufgabe
â��Wissenschaftliche Mitarbeiterinâ��
* Arbeitszeugnis der S Halle GmbH vom 31.07.1992 Ã¼ber die TÃ¤tigkeit der
KlÃ¤gerin von 1970 bis zum 31.07.1992, wonach die KlÃ¤gerin vom 01.04.1990 bis
zum 30.04.1991 als wissenschaftliche Mitarbeiterin beschÃ¤ftigt gewesen sei.

Mit Bescheid vom 06.01.2020 lehnte die Beklagte die Anerkennung von Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungsystem der Anlage 1 zum AAÃ�G ab. Die
Rechtswirkungen aus dem AAÃ�G seien fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht anwendbar, da
diese bei Inkrafttreten des AAÃ�G am 01.08.1991 keine Versorgungsanwartschaft
im Sinne Â§ 1 Abs. 1 dieses Gesetzes erworben habe. Es bestehe auch kein
Anspruch auf Erteilung einer Versorgungszusage nach den vom Bundessozialgericht
(BSG) in stÃ¤ndiger Rechtsprechung aufgestellten GrundsÃ¤tzen, weil es
hinsichtlich der zum 30.06.1990 im VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz
Zeitz, ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit jedenfalls an der sogenannten betrieblichen
Voraussetzung fehle, da es sich dabei nicht um einen volkseigenen
Produktionsbetrieb der Industrie und des Bauwesens und auch nicht um einen
gleichgestellten Betrieb nach der zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung (2. DB) der
Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz
(VO-AVItech) vom 24.05.1951 gehandelt habe.

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 17.03.2020
zurÃ¼ckgewiesen. FÃ¼r die Anerkennung eines volkseigenen Produktionsbetriebes
im Sinne der Altersversorgung der technischen Intelligenz mÃ¼sse es sich konkret
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um einen ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetrieb mit dem Gegenstand industrieller
Massenproduktion von SachgÃ¼tern oder Bauwerken gehandelt haben. Die
TÃ¤tigkeit im Kombinatsbetrieb des VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle erfÃ¼lle
diese Voraussetzungen nicht, da Hauptzweck des Kombinats nicht die Produktion
von SachgÃ¼tern, sondern die Erfassung von SekundÃ¤rrohstoffen fÃ¼r die
Volkswirtschaft gewesen sei. Dazu hat die Beklagte u.a. auf Urteile des BSG vom
19.07.2011 (Az.: B 5 RS 7/10 R und B 5 RS 1/11 R) verwiesen.

Mit ihrer Klage zum Sozialgericht Augsburg hat die KlÃ¤gerin die Auffassung
vertreten, dass die genannten Urteile auf den VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung
Halle, AuÃ�enstelle Zeitz, nicht zutreffen wÃ¼rden, bei dem es sich um einen
eigenstÃ¤ndigen Produktionsbetrieb gehandelt habe. So habe die TÃ¤tigkeit den
Aufkauf, die Aufbereitung und den Weiterverkauf von SekundÃ¤rrohstoffen umfasst.
Dabei seien z.B. jÃ¤hrlich 6000 t Glasbruch, 40.000 t Altpapier und 8000 t
Alttextilien in den Produktionsprozess durch weiterverarbeitende Betriebe
eingebracht worden. Beispielsweise sei Altpapier so aufbereitet worden, dass der
weiterverarbeitenden Industrie reiner Papierrohstoff zur VerfÃ¼gung gestellt
werden konnte, aus welchem diese dann Zeitungen, Schulhefte und Toilettenpapier
produziert habe. Alttextilien seien in einem zentralen Aufbereitungs-und
Produktionszentrum an FÃ¶rderbÃ¤ndern sortiert und anschlieÃ�end in Textilballen
gepresst worden. Der Rohstoff sei dann zum Beispiel in Filzfabriken oder bei der
Teppichproduktion verwendet worden. Wiederverwendbare und nicht
wiederverwendbare Flaschen und GlÃ¤ser seien getrennt und sortiert worden und
dann wieder der Industrie zur WiederbefÃ¼llung oder als Glasbruchrohstoff zur
VerfÃ¼gung gestellt worden.

Im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage am 06.08.2020 hat der
Vorsitzende die Auffassung mitgeteilt, dass nach der Rechtsprechung des BSG fÃ¼r
die fiktive ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem nur Betriebe, die die
Produktion von SachgÃ¼tern zum Gegenstand gehabt hÃ¤tten, nicht aber sog.
Gewinnungsbetriebe wie der VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, was bezogen
auf den VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle ausdrÃ¼cklich das
Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg mit Urteil vom 01.07.2010 (Az.: L 31
R 818/08) entschieden habe.

Nachfolgend hat der nunmehrige KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte die von der KlÃ¤gerin
vertretene Auffassung nÃ¤her erlÃ¤utert. In den Betriebs- und ProduktionsstÃ¤tten
seien SekundÃ¤rrohstoffe als Ausgangsstoffe fÃ¼r neue Produkte genutzt worden,
wie zum Beispiel gebrauchte Verpackungen aus Glas, Kunststoff, Aluminium,
WeiÃ�blech und Verbundstoffen. Diese seien durch verschiedene
maschinengestÃ¼tzte Verfahren wieder in Produktionsprozesse zurÃ¼ckgefÃ¼hrt
worden. Damit seien in der VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle neue Industrie-
und Produktionsstoffe produziert worden. Dabei sei diese Form der
Rohstofferfassung fÃ¼r die ProduktionsaktivitÃ¤ten der DDR
Ã¼berlebensnotwendig gewesen, weil aus den erhaltenen SekundÃ¤rrohstoffen
neue ProduktionsgÃ¼ter fÃ¼r die weiterverarbeitende Industrie gefertigt worden
seien. Dies kÃ¶nnten zwei ehemalige Mitarbeiterinnen des VEB
SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz, bestÃ¤tigen. Der VEB
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SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle habe Produktionsstoffe fÃ¼r die Industrie zur
weiteren Verwendung hergestellt und sei damit Produktionsbetrieb im Sinne des
AAÃ�G gewesen.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 25.03.2021 die Auffassung vertreten, dass das
BSG in seinen jÃ¼ngeren Entscheidungen deutlich gemacht habe, dass zu den
volkseigenen Produktionsbetrieben im Sinne der Altersversorgung der technischen
Intelligenz nur ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetriebe mit industrieller
Massenproduktion von SachgÃ¼tern oder Bauwerken zÃ¤hlten. Hauptzweck des
VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle seien Leitung und Planung der Erfassungs-,
Aufbereitungs- und Versorgungsprozesse gewesen, nicht aber weitere
Herstellungsprozesse. Der Zweck ergebe sich auch aus Â§ 5 Abs. 2 des Statuts des
VE Kombinats SekundÃ¤rrohstofferfassung.

Mit Urteil vom 11.05.2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin, die nicht Ã¼ber eine Versorgungszusage oder einzelvertraglich geregelte
ZugehÃ¶rigkeit zu einem in der Anlage 1 des AAÃ�G genannten
Zusatzversorgungssystems verfÃ¼ge, erfÃ¼lle auch nicht die Voraussetzungen der
fiktiven Einbeziehung entsprechend der Rechtsprechung des BSG, weil die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Einbeziehung zum 30.06.1990 nicht vorgelegen
hÃ¤tten. Dazu mÃ¼ssten in Anlehnung an die nach frÃ¼herem DDR-Recht
einschlÃ¤gige VO AVItech und der 2. DB alle darin genannten Voraussetzungen
kumulativ erfÃ¼llt sein. Dies seien neben der Berechtigung, eine bestimmte
Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren als persÃ¶nliche Voraussetzung die AusÃ¼bung
einer entsprechenden TÃ¤tigkeit zum 30.06.1990 als sachliche Voraussetzung und
die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit in einem volkseigenen Betrieb im Bereich der
Industrie oder des Bauwesens (Â§ 1 Abs. 1 zweite DB) oder in einem durch Â§ 1 Abs.
2, 2.DB gleichgestellten Betrieb als betriebliche Voraussetzung. Die KlÃ¤gerin
erfÃ¼lle jedenfalls nicht die betriebliche Voraussetzung, sodass dahinstehen
kÃ¶nne, ob ihre TÃ¤tigkeit als IngenieurÃ¶konom bzw. Diplomwirtschaftsingenieur
auch am 30.06.1990 sachlich ausgeÃ¼bt worden sei, als die KlÃ¤gerin als
wissenschaftliche Mitarbeiterin mit Vertragsgestaltung, Vermarktung und
Ã�berfÃ¼hrung der VEB in eine GmbH befasst gewesen sei. Jedenfalls sei der VEB
SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle nicht mit einem volkseigenen Betrieb der
Industrie oder des Bauwesens gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB gleichzustellen. FÃ¼r
die Annahme eines volkseigenen Produktionsbetriebs der Industrie als betriebliche
Voraussetzung fÃ¼r das Bestehen einer fiktiven Versorgungsanwartschaft habe das
BSG in gefestigter Rechtsprechung konkretisierende Kriterien entwickelt (vergleiche
BSG, Urteil vom 09.04.2002 â�� B 4 RA 41/01 â�� und Urteil vom 28.09.2011 â�� B
5 RS 8/10 R -). Danach habe es sich bei der ProduktionstÃ¤tigkeit um die
DurchfÃ¼hrung unmittelbarer industrieller Massenproduktion handeln mÃ¼ssen,
also um einen industriellen ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetrieb, nicht nur um
betriebliche Handlungen, die die Produktion unterstÃ¼tzten und vorbereiteten. Zu
fordern sei eine Ausrichtung des jeweiligen VEB auf industrielle Fertigung und
Fabrikation von SachgÃ¼tern. Nach dem Statut des VE Kombinat
SekundÃ¤rrohstofferfassung vom 16.01.1981, dessen Geltung sich ausdrÃ¼cklich
auf den VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle mit Sitz in Zeitz erstreckt habe, sei
wesentliches Ziel der Kombinatsbetriebe die Erfassung von SekundÃ¤rrohstoffen
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aus Haushalten der BevÃ¶lkerung als ErschlieÃ�ung aller Rohstoffreserven fÃ¼r die
produzierende Industrie gewesen. Dies habe das LSG Baden-WÃ¼rttemberg mit
Urteil vom 06.07.2012 (Az.: L 10 R 4320/11) ausdrÃ¼cklich fÃ¼r den VEB
SekundÃ¤rrohstofferfassung Dresden entschieden, auf den das Statut VE Kombinat
SekundÃ¤rrohstofferfassung vom 16.01.1981 ebenfalls Anwendung finde, wobei die
geschilderten Aufgaben und TÃ¤tigkeiten der VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung
Dresden keinen wesentlichen Unterschied zu den von der KlÃ¤gerin mit Schreiben
vom 12.04.2020 ausfÃ¼hrlich dargestellten Erfassungs- und
AufbereitungstÃ¤tigkeiten im Bereich Altpapier, Glas, Alttextilien, Altmetalle und
Tierknochen zeigten. Kernbereich der TÃ¤tigkeit des VEB
SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle sei das erfolgreiche Erfassen der
SekundÃ¤rrohstoffe gewesen, bevor dann im Sinne einer Dienstleistung fÃ¼r das
produzierende Gewerbe die Rohstoffe aufbereitet und zum Teil in ihrer Form
verÃ¤ndert worden seien (Granulat, Ballen). Dies stelle keine Produktion von
SachgÃ¼tern dar, sondern eine Vorbereitungshandlung zum Zwecke der spÃ¤teren
SachgÃ¼terproduktion. Der Charakter der Stoffe Ã¤ndere sich durch die
Aufbereitung nicht. Auch die Unterstellung des Kombinats
SekundÃ¤rrohstofferfassung unter das Ministerium fÃ¼r Materialwirtschaft (Â§ 11
des Statuts zum Kombinat SekundÃ¤rrohstofferfassung) spreche nicht fÃ¼r eine
gerechtfertigte Gleichstellung mit dem produzierenden Industriegewerbe, welches
Ã¼blicherweise einem der im Juni 1990 bestehenden Industrieministerien
zugeordnet gewesen sei.

Mit ihrer Berufung zum Bayerischen LSG hat die KlÃ¤gerin an ihrer Auffassung
festgehalten, dass es sich bei dem VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle um einen
volkseigenen Betrieb der Industrie gehandelt habe. die zitierten Entscheidungen
hÃ¤tten sich alle nicht mit dem VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle befasst.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 28.07.2021 zur Berufung Stellung genommen
und auf die GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils verwiesen. Sie hat die Urteile des
LSG Sachsen-Anhalt vom 18.03.2010 (Az.: L 1 R 126/07) und des SÃ¤chsischen LSG
vom 28.08.2012 (Az.: L 4 RS 520/10) vorgelegt. Die sich mit einem frÃ¼heren
Mitarbeiter des VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz bzw. einer
frÃ¼heren Mitarbeiterin des VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Dresden befasst
hÃ¤tten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 11.05.2021 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 06.01.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
17.03.2020 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, die Zeit der TÃ¤tigkeit der
KlÃ¤gerin bei dem VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz, als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zur Zusatzversorgung fÃ¼r AngehÃ¶rige der technischen Intelligenz
und die hierin erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
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Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie der beigezogenen Akten der Beklagten
verwiesen, die sÃ¤mtlich Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die Berufung ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143,151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig,
insbesondere statthaft und form- und fristgerecht eingelegt. Sie ist aber
unbegrÃ¼ndet, weil das Sozialgericht die Klage zu Recht abgewiesen hat.

Der Bescheid der Beklagten vom 06.01.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.03.2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig ergangen und verletzt
die KlÃ¤gerin nicht in ihrem Rechten. Die KlÃ¤gerin hatte bei Inkrafttreten des
AAÃ�G am 01.08.1991 keine Versorgungsanwartschaft im Sinne von Â§ 1 Abs. 1
dieses Gesetzes. Die Beklagte hat daher zu Recht abgelehnt, fÃ¼r die KlÃ¤gerin
Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum
AAÃ�G als Pflichtbeitragszeiten nach dem AAÃ�G festzustellen. Das AAÃ�G ist fÃ¼r
sie nicht anwendbar.

Die Klage ist ungeachtet des inzwischen ergangenen Rentenbescheids vom
25.09.2019 als Anfechtungs- und Verpflichtungsklage zulÃ¤ssig. Ein Fall, in dem
hinsichtlich eines Rentenbescheids ein weiteres Klageverfahren anhÃ¤ngig wÃ¤re
(nur in diesem Fall wÃ¼rde es nach dem Urteil des BSG vom 23.08.2007 (Az.: B 4
RS 7/06 R) fÃ¼r das Datenfeststellungsverfahren an einem Rechtsschutzinteresse
fehlen), liegt offensichtlich nicht vor.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrte Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit
zu einem Zusatzversorgungssystem und weiterer Arbeitsentgelte ist Â§ 8 Abs. 2,
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Nr. 1 AAÃ�G. Nach Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 AAÃ�G hat die
Beklagte als VersorgungstrÃ¤ger der KlÃ¤gerin durch Bescheid den Inhalt der
Mitteilung nach Â§ 8 Abs. 2 AAÃ�G mitzuteilen. Diese Mitteilung hat u.a. die Zeiten
der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem, sowie das hieraus
tatsÃ¤chlich erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zur enthalten.
Allerdings hat der VersorgungstrÃ¤ger diese Daten nur festzustellen, wenn das
AAÃ�G anwendbar ist. Dies ist hier jedoch nicht der Fall. Denn die KlÃ¤gerin hatte
am 01.08.1991, also zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des AAÃ�G, keine
Versorgungsanwartschaft im Sinne von Â§ 1 Abs. 1 AAÃ�G.

GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G gilt das Gesetz fÃ¼r
Versorgungsberechtigungen (AnsprÃ¼che oder Anwartschaften), die aufgrund der
ZugehÃ¶rigkeit zur Versorgungssystemen im Beitrittsgebiet erworben worden sind
und beim Inkrafttreten dieses Gesetzes am 01.08.1991 bestanden haben. War ein
Verlust der Versorgungsanwartschaften deswegen eingetreten, weil die Regelungen
des Versorgungssystems ihn bei dem Ausscheiden vor dem Leistungsfall vorsahen,
gilt dieser Anwartschaftsverlust nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G als nicht
eingetreten. Nach Â§ 1 Abs. 2 AAÃ�G sind Zusatzversorgungssysteme die in der
Anlage 1 zum Gesetz genannten Systeme. Nach deren Ziff. 1 ist hier die gesetzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz maÃ�geblich.
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Die KlÃ¤gerin ist nicht Inhaberin einer am 01.08.1991 bestehenden
Versorgungsanwartschaft. Es liegt weder eine Einzelfallentscheidung vor, durch die
zu ihren Gunsten zu diesem Zeitpunkt eine Versorgungsanwartschaft zuerkannt
worden wÃ¤re. Eine positive Statusentscheidung der Beklagten liegt ebenso wenig
vor wie eine frÃ¼here Versorgungszusage aus einem nach Art. 19 Satz 1
Einigungsvertrag bindend gebliebenen Verwaltungsakt. Auch ist die KlÃ¤gerin nicht
durch Einzelvertrag oder eine spÃ¤tere Rehabilitationsentscheidung in das
Versorgungssystem der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz
einbezogen worden. Dies wird von ihr auch nicht angegeben.

Die KlÃ¤gerin hatte auch nach dem am 01.08.1991 gÃ¼ltigen Bundesrecht und
aufgrund der am 30.06.1990 gegebenen tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde aus
bundesrechtlicher Sicht keinen fiktiven Anspruch auf Erteilung einer
Versorgungszusage im Sinne der vom BSG vorgenommenen erweiternden
verfassungskonformen Auslegung des Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G (vgl. BSG, Urteile
vom 09.04.2002 â�� B 4 RA 31/01 R -).

Die fiktive Einbeziehung in die Altersversorgung der technischen Intelligenz setzt
nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG die kumulative ErfÃ¼llung der
persÃ¶nlichen, der sachlichen und der betrieblichen Voraussetzungen zum Stichtag
30.06.1990 voraus. Erforderlich ist, dass der Betreffende berechtigt war, eine
bestimmte Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren, er die entsprechende TÃ¤tigkeit
tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt hat und dies in einem volkseigenen Produktionsbetrieb der
Industrie oder des Bauwesens oder in einer gleichgestellten Einrichtung erfolgt ist
(BSG, Urteile vom 09.04.2002 â�� B 4 RA 3/02 R u.a. -).

Vorliegend hat die KlÃ¤gerin nachgewiesen, dass sie grundsÃ¤tzlich zu dem nach Â§
1 Abs. 1 2. DB als versorgungsberechtigt anerkannten Kreis der technischen
Intelligenz angehÃ¶rte, weil sie nach dem Zeugnis vom 13.06.1979 berechtigt war,
die Berufsbezeichnung IngenieurÃ¶konom zu fÃ¼hren. Ein IngenieurÃ¶konom
erfÃ¼llte die sachliche Voraussetzung der Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz, wenn er im Rahmen seines
Berufsbilds beschÃ¤ftigt und nicht berufsfremd eingesetzt war; eine speziell
ingenieurtechnische BeschÃ¤ftigung war nicht erforderlich (BSG, Urteil vom
07.09.2006 â�� B 4 RA 47/05 R -, SozR 4-8570 Â§ 1 Nr. 12 in FortfÃ¼hrung des
Urteils vom 12.06.2001 â�� B 4 RA 117/00 R = SozR 3-8570 Â§ 5 Nr. 6). Ob die
KlÃ¤gerin, die nach Ã�nderungsvertrag vom 02.04.1990 und dem Arbeitszeugnis
der S Halle GmbH (Rechtsnachfolgerin des VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle)
vom 31.07.1992 vom 01.04.1990 bis zum 30.04.1991 als wissenschaftliche
Mitarbeiterin beschÃ¤ftigt war, in dieser TÃ¤tigkeit berufsfremd tÃ¤tig war, kann
aber fÃ¼r die vorliegende Entscheidung dahingestellt bleiben.

Denn jedenfalls fehlt es an der ErfÃ¼llung der betrieblichen Voraussetzung, da die
KlÃ¤gerin zum Stichtag 30.06.1990 nicht in einem volkseigenen Produktionsbetrieb
der Industrie oder des Bauwesens oder in einer gleichgestellten Einrichtung
beschÃ¤ftigt war.

Wer BeschÃ¤ftigungsbetrieb am maÃ�geblichen Stichtag 30.06.1990 ist, bestimmt
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sich nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG danach, wer Arbeitgeber im
rechtlichen Sinne ist. Das war im Fall der KlÃ¤gerin am 30.06.1990 der VEB
SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz. Bei diesem Betrieb hat es sich aber
um keinen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens im Sinne des Â§ 1
Abs. 1 der 2. DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben vom 24.05.1951 (GBl. 487; 2. DB; vgl. auch BSG, Urteil
vom 23.08.2007, a.a.O). Insoweit wird zunÃ¤chst gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG auf
die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts verwiesen. ErgÃ¤nzend wird
ausgefÃ¼hrt:

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG fallen unter volkseigene
Produktionsbetriebe der Industrie oder des Bauwesens nur
ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetriebe, denen unmittelbar die industrielle
Massenproduktion von SachgÃ¼tern das GeprÃ¤ge gibt (vgl. BSG, Urteile vom
20.03.2013 â�� B 5 RS 3/12 â�� und vom 19.07.2011 â�� B 5 RS 7/10 R â�� sowie
â�� B 5 RS 1/11 -). Hauptzweck bzw. Schwerpunkt muss die industrielle
(serienmÃ¤Ã�ig wiederkehrende) Fertigstellung, Herstellung, Anfertigung,
Fabrikation bzw. Produktion von SachgÃ¼tern oder die massenhafte Errichtung von
baulichen Anlagen sein (vgl. etwa BSG, Urteil vom 19.07.2011 â�� B 5 RS 7/10 R
â�� und vom 23.08.2007 â�� B 5 RS 3/06 R â�� juris, Rn. 23). Damit ist klargestellt,
dass die Versorgungsordnung und auch Â§ 1 Abs. 1 der 2. DB nur volkseigene
Produktionsbetriebe erfasste und dass auch nur bestimmte Berufsgruppen der
technischen Intelligenz, die gerade in einem Produktionsbetrieb verantwortlich
tÃ¤tig waren, generell in den Kreis der Versorgungsberechtigten einbezogen
werden sollten (vgl. auch Â§ 1 der 1. DB vom 26.09.1950 und BSG, Urteil vom
09.04.2002 â�� B 4 RA 41/0 1 R -). Die EinschrÃ¤nkung nur auf Produktionsbetriebe
der Industrie ergibt sich auch aus der sprachlichen und sachlichen
GegenÃ¼berstellung von Produktionsbetrieben der Industrie und des Bauwesens
einerseits und allen anderen volkseigenen Betrieben andererseits, welche die DDR
spÃ¤testens ab den sechziger Jahren und jedenfalls am 30.06.1990 in ihren
einschlÃ¤gigen Gesetzestexten vorgenommen hat (vgl. die GegenÃ¼berstellung
von Kombinaten, Kombinatsbetrieben, Ã¼brigen volkseigenen Betriebe in der
Industrie und im Bauwesen gegenÃ¼ber denen aus anderen Bereichen der
Volkswirtschaft in Â§ 2 der Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und Pflichten
der volkseigenen Betriebe, Kombinate und VVB vom 28.03.1973, DDR-GBl. I Nr. 15
Seite 129; Â§ 41 Abs. 1 1. Spiegelstrich, Abs. 2 Verordnung Ã¼ber die volkseigenen
Kombinate, Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom 08.11.1979, DDR-
GBl. I Nr. 38 Seite 35). SchlieÃ�lich ergeben sich die positiven
Bestimmungsmerkmale der Teilmenge â��Produktionsbetriebeâ�� mit
hinreichender Bestimmtheit aus dem sachlichen ZustÃ¤ndigkeitsbereich des
Ministeriums fÃ¼r Industrie, auf dessen Einvernehmen es nach Â§ 5 der VO-AVItech
vom 17.8.1950 fÃ¼r den Erlass von DurchfÃ¼hrungsbestimmungen durch das
Ministerium der Finanzen u.a. ankam. Die Beteiligung gerade dieses damals fÃ¼r
HerstellungsvorgÃ¤nge in den industriellen Fertigungsbetrieben verantwortlichen
Ministeriums (so auch in der PrÃ¤ambel der Ersten DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur
VO-AVItech vom 26.09.1950, GBl. II Nr. 111 Seite 1043) gibt zu erkennen, dass
versorgungsrechtlich grundsÃ¤tzlich nur diesem Kriterium genÃ¼gende VEB erfasst
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sein sollten. Entscheidend ist danach der Hauptzweck des Betriebs, der dem Betrieb
das GeprÃ¤ge gegeben hat (vgl. etwa BSG, Urteil vom 10.04.2002 â�� B 4 RA 10/02
R -) und welches Produkt danach im Ergebnis erstellt werden sollte (BSG, Urteil vom
18.12.2003 â�� B 4 RA 14/03 R -). Die herausragende Bedeutung der Industrie, die
auch in der DDR im Sinne der Herstellung von Erzeugnissen auf der Basis
industrieller Massenproduktion verstanden wurde, ist unabhÃ¤ngig davon, ob
hierfÃ¼r der (Wort-)Begriff â��fordistisches Produktionsmodellâ�� gebraucht wird
(BSG, Urteil vom 19.07-2011 â�� B 5 RS 7/10 R -). Entsprechend hat das BSG mit
Urteil vom 24.04.2008 (Az.: B 4 RS 31/07 R) entschieden, dass es keine industrielle
GÃ¼terproduktion darstellt, wenn lediglich Baugruppen fÃ¼r Kraftfahrzeuge unter
Verwendung von Altteilen gefertigt worden sind.

Dass es sich bei dem VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle nicht um einen
Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens im Sinne des Â§ 1 Abs. 1 der
2. DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben vom 24.05.1951 gehandelt hat, ergibt sich aus den
vorgelegten VertrÃ¤gen, dem Statut des VE Kombinats SekundÃ¤rrohstofferfassung
vom 16.01.1981, weiteren Unterlagen wie der Verordnung zur umfassenden
Nutzung von SekundÃ¤rrohstoffen vom 11.02.1980 (GBl. I vom 14.01.1981, Seite
23) und den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin. Gegen die Annahme eines
Produktionsbetriebs spricht bereits der Name (vgl. dazu LSG Sachsen-Anhalt vom
18.03.2010, a.a.O.). Vor allem aber erfÃ¼llen sowohl der Unternehmenszweck als
auch die Art der im Betrieb durchgefÃ¼hrten Arbeiten und Produktionsschritte nicht
die Anforderungen, die an einen Produktionsbetrieb der Industrie oder des
Bauwesens im Sinne des Â§ 1 Abs. 1 der 2. DB zu stellen sind. Dies steht aufgrund
der vorgelegten Unterlagen sowie der eigenen Angaben der KlÃ¤gerin unter
BerÃ¼cksichtigung der von ihr geschilderten AblÃ¤ufe zur Ã�berzeugung des
Senats fest, weswegen auch weitere Ermittlungen etwa durch Einvernahme von
Zeugen nicht erforderlich sind.

Nach Â§ 2 des Statuts des VE Kombinat SekundÃ¤rrohstofferfassung vom
16.01.1981, dem nach der Anlage auch der VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle
mit Sitz in Zeitz als sog. Kombinatsbetrieb angehÃ¶rte, war das Kombinat die
Wirtschaftseinheit der DDR fÃ¼r die Sicherung der maximalen Erfassung von
SekundÃ¤rrohstoffen aus Haushalten der BevÃ¶lkerung und durch die
gesellschaftlichen KrÃ¤fte im Zusammenwirken mit den Ã¶rtlichen RÃ¤ten sowie
aus den Anlaufstellen der Volkswirtschaft im Rahmen des bestÃ¤tigten
Erfassungsprogramms. Auf der Grundlage einer planmÃ¤Ã�igen bedarfsgerechten
Entwicklung des Erfassungsnetzes, einer rationellen Erfassungsorganisation und
effektiver Technologien zur ErschlieÃ�ung aller Rohstoffreserven sicherte das
Kombinat die Bereitstellung der aufbereiteten Rohstoffe fÃ¼r die stabile
kontinuierliche Versorgung der Verbraucher von SekundÃ¤rrohstoffen in der
Volkswirtschaft. Das Kombinat schaffte alle Voraussetzung dafÃ¼r, dass die
Sammel- und Abgabebereitschaft der BevÃ¶lkerung und aller gesellschaftlichen
KrÃ¤fte zur maximalen StÃ¤rkung der Rohstoffbasis der Volkswirtschaft voll genutzt
und weiterbefÃ¶rdert wurde. Zur Sicherung der StabilitÃ¤t und KontinuitÃ¤t in der
Erfassung war eine ErhÃ¶hung der LeistungsfÃ¤higkeit des bestehenden
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Annahmestellennetzes und dessen gezielte Erweiterung vor allem in Berlin,
Hauptstadt der DDR, in den BezirksstÃ¤dten und in den KreisstÃ¤dten,
insbesondere in den Neubaugebieten und in zu rekonstruierenden Wohngebieten
gemeinsam mit den zustÃ¤ndigen RÃ¤ten durchzusetzen. Das Kombinat hatte zur
Sicherung des erforderlichen Leistungszuwachses und seiner intensiven
Reproduktion die Durchsetzung einer einheitlichen wissenschaftlich-technischen
Politik bei der Rationalisierung und Intensivierung der Erfassungs-, Aufbereitungs-,
Umschlags- und Versorgungsprozesse zu sichern. Der Bau von zweigspezifischen
Rationalisierungsmitteln war entscheidend zu steigern. LeistungsfÃ¤hige eigene
Bau- und ReparaturkapazitÃ¤ten waren zur Sicherung der notwendigen
Rekonstruktion- und InstandhaltungsmaÃ�nahmen, insbesondere des
Annahmestellennetzes, zu entwickeln. Organisatorisch hat es sich bei einem
Kombinat um eine konzernartige, also horizontal und vertikal integrierte Gruppe von
Volkseigenen Betrieben (VEB) mit Ã¤hnlichem Produktionsprofil gehandelt. Ihre
Struktur sollte einer verstÃ¤rkten Rationalisierung und einer verbesserten,
zentralisierten Steuerung der ProduktionsablÃ¤ufe dienen. VorlÃ¤ufer waren seit
1948 die Vereinigungen Volkseigener Betriebe (VVB).

Nichts anderes ergibt sich aus der Verordnung zur umfassenden Nutzung von
SekundÃ¤rrohstoffen vom 11.02.1980 (GBl. I vom 14.01.1981, Seite 23). Danach ist
das VE Kombinat SekundÃ¤rrohstofferfassung fÃ¼r die Sicherung der maximalen
Erfassung von SekundÃ¤rrohstoffen aus Haushalten der BevÃ¶lkerung mit den
Ã¶rtlichen Staatsorganen und gesellschaftlichen KrÃ¤ften sowie aus dem Anfall
nichtmetallischer SekundÃ¤rrohstoffe in der Volkswirtschaft im Rahmen des
bestÃ¤tigten Erfassungsprogramms verantwortlich. Auf der Grundlage einer
planmÃ¤Ã�igen und bedarfsgerechten Entwicklung des Erfassungsnetzes und einer
rationellen Erfassungsorganisation sowie durch effektive Technologien sind die
SekundÃ¤rrohstoffe fÃ¼r die stabile und kontinuierliche Versorgung der
Kooperationspartner in der Volkswirtschaft bereitzustellen. Das Kombinat schafft
alle Voraussetzungen dafÃ¼r, dass die Sammel- und Abgabebereitschaft der
BevÃ¶lkerung und der gesellschaftlichen Organisationen zur maximalen StÃ¤rkung
der Rohstoffbasis der Volkswirtschaft voll genutzt und weiter gefÃ¶rdert wird (Â§ 9
Abs. 2).

Danach lÃ¤sst keine der danach dem VE Kombinat SekundÃ¤rrohstofferfassung
zugewiesenen Aufgaben als Hauptzweck die Produktion von SachgÃ¼tern
erkennen. Dem entsprach auch die Zuordnung des Kombinates zur
Wirtschaftsgruppe 61152 (wirtschaftsleitende Organe des Handels).

SchlieÃ�lich Ã¼berzeugt die Auffassung der KlÃ¤gerin nicht, es habe sich jedenfalls
bei dem VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz, insofern um einen
Produktionsbetrieb der Industrie gehandelt, als dieser weitgehend unabhÃ¤ngig
vom Kombinat mithilfe moderner Technik die gesammelten SekundÃ¤rrohstoffe
aufbereitet und fÃ¼r die Weiterverarbeitung durch die Industrie vorbereitet habe.
Denn auch unter BerÃ¼cksichtigung der von ihr beschriebenen
Verarbeitungstechnik fehlt es an der Herstellung von Erzeugnissen auf der Basis
industrieller Massenproduktion bzw. an dem Erfordernis einer industriellen
GÃ¼terproduktion, die auch nach ihren Angaben durch andere Betriebe erst im
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Anschluss und mithilfe der von dem der VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle
erfassten, bearbeiteten und zur Weiterbearbeitung zur VerfÃ¼gung gestellten
SekundÃ¤rrohstoffe erfolgte.

Es hat sich bei dem VEB Kombinat SekundÃ¤rrohstofferfassung aber auch nicht um
einen gleichgestellten Betrieb gehandelt. Nach Â§ 1 Abs. 2 2. DB werden den
volkseigenen Betrieben wissenschaftliche Institute, Forschungsinstitute,
Versuchsstationen, Laboratorien, KonstruktionsbÃ¼ros, technische Hochschulen,
technische Schulen, Bauakademie und Bauschulen, Bergakademie und
Bergbauschulen, Schulen, Institute und Betriebe der Eisenbahn, Schifffahrt sowie
des Post- und Fernmeldewesens, Maschinen-Ausleih-Stationen und volkseigene
GÃ¼ter, Versorgungsbetriebe (Gas, Wasser, Energie), Vereinigungen volkseigener
Betriebe, Hauptverwaltungen und Ministerien gleichgestellt. Kombinate werden in
dieser Vorschrift nicht genannt. Abzustellen ist dabei auf den
BeschÃ¤ftigungsbetrieb, den VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle, Sitz Zeitz.
Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt weder der VEB SekundÃ¤rrohstofferfassung Halle,
Sitz Zeitz noch das VE Kombinat SekundÃ¤rrohstofferfassung, das seinerseits auch
keine Vereinigung volkseigener Betriebe (VVB) im Sinne dieser Vorschrift darstellt
(vgl. dazu ausfÃ¼hrlich LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 01.07.2010, a.a.O.).
Damit ist das AAÃ�G gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 AAÃ�G fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht
anzuwenden mit der Folge, dass fÃ¼r sie auch keine weiteren Arbeitsentgelte
festzustellen waren.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass die
KlÃ¤gerin auch in der Berufungsinstanz erfolglos geblieben ist.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG), liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 04.08.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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